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Liebe Mandantschaft,  

sehr geehrte Damen und Herren, 

natürlich gibt es auch im Jahr 2021 einiges 
aus dem Vergaberecht zu berichten, das wir 
Ihnen nicht vorenthalten wollen:  

Corona sorgt weiterhin für Diskussionen um 
Verfahrenserleichterungen. Mehr und mehr 
Vergabestellen sehen sich unabhängig davon 
mit der Situation konfrontiert, dass kaum 
noch ein funktionierender Wettbewerb 
eröffnet werden kann. Nicht nur in solchen 
Situationen kann eine fundierte Markterkun-
dung helfen, ein Marktversagen zu verhin-
dern. Schlimmstenfalls muss die Urkalkula-
tion auf den Prüfstand gestellt werden.  

Bleiben Sie also auf dem Laufenden - auch in 
Sachen Vergabestatistik!  

Wir freuen uns über die Themenvielfalt und 
wünschen Ihnen alles Gute – bleiben Sie ge-
sund! 

Eine anregende Lektüre wünscht 

Ihr [GGSC] Vergabeteam 

Zwei aktuelle [GGSC] Seminartermine für 
Ihre Planung: 

Online-Seminar am 24. Februar 2021 –  
Wiederholung Update Verpackungsgesetz -
Verhandlungsstand und Rechtsprechung 

DIE THEMEN DIESER AUSGABE: 

• Äußerste Dringlichkeit in Zeiten von
Corona schließt Vergabeverfahren nicht
gänzlich aus

• Ausbleibender Wettbewerb – Was nun?

• Die Urkalkulation: Alles streng geheim?

• Neues zur Markterkundung

• Pflichten der öffentlichen Auftraggeber
nach Einführung der bundesweiten
elektronischen Vergabestatistik

• [GGSC] auf Veranstaltungen

• [GGSC] Veröffentlichungen

• [GGSC] Online

Online-Seminar am 17. März 2021 –  
Auswirkungen des neuen KrWG auf das 
Tagesgeschäft 

Bitte merken Sie sich diesen Termin vor: 

22. [GGSC] Infoseminar „Erfahrungsaus-
tausch“ Kommunale Abfallwirtschaft“ am
10. und 11. Juni 2021 in Berlin

https://www.ggsc.de/veranstaltungen/seminare/wiederholung-update-verpackungsgesetz-verhandlungsstand-und-rechtsprechung
https://www.ggsc.de/veranstaltungen/seminare/wiederholung-update-verpackungsgesetz-verhandlungsstand-und-rechtsprechung
https://www.ggsc.de/veranstaltungen/seminare/auswirkungen-des-neuen-krwg-auf-das-tagesgeschaeft
https://www.ggsc.de/veranstaltungen/seminare/auswirkungen-des-neuen-krwg-auf-das-tagesgeschaeft
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[ÄUSSERSTE DRINGLICHKEIT IN  
ZEITEN VON CORONA SCHLIESST 
VERGABEVERFAHREN NICHT  
GÄNZLICH AUS] 

Die Dringlichkeit einer Beschaffung allein 
rechtfertigt es noch nicht, von einer Vergabe 
nach wettbewerblichen Grundsätzen abzu-
sehen.  

Auch bei einer sog. Notvergabe sind grund-
sätzlich mehrere Angebote einzuholen. Es 
soll dann ein „Wettbewerb light“ ermöglicht 
werden. Eine fehlerhafte „konkurrenzlose 
Direktbeauftragung“ aufgrund von Dring-
lichkeit hat die Unwirksamkeit des Vertrags 
zur Folge. Dies veranschaulicht eine aktuelle 
Entscheidung des OLG Rostock. 

Beschaffung von Corona-Tests 

Das OLG hatte sich in seiner Entscheidung 
vom 9.12.2020 mit der Frage auseinanderzu-
setzen, ob die Beauftragung eines Unterneh-
mens durch das Land Mecklenburg-Vorpom-
mern zur Durchführung von anlasslosen
Corona-Tests in Alten- und Pflegeheimen 
gegen die wettbewerbsrechtlichen Grund-
sätze des Vergaberechts verstößt – auch wenn 
eine Dringlichkeit nach § 14 Abs. 4 Nr. 3 VgV 
vorliegt, jedoch gänzlich auf die Einholung 
weiterer Angebote verzichtet wird.  

Dem Vertragsschluss war ein Hinweis per 
E-Mail durch die spätere Beschwerdeführerin 
vorausgegangen, in der sie dem Land die 
Durchführung solcher Corona-Tests formlos 
anbot. Die Auftragnehmerin hatte sich eben-
falls zuvor per E-Mail mit einem solchen 
Angebot an das Land gewandt.

Äußerste Dringlichkeit in Zeiten von Corona 

Das Gericht sah die Voraussetzungen von 
§ 14 Abs. 4 Nr. 3 VgV als erfüllt an. Dazu 
stellte es maßgeblich darauf ab, dass die Tes-
tungen notwendig waren, um die Alten- und 
Pflegeheime ab Mai 2020 wieder öffnen zu 
können. Die äußerste Dringlichkeit war darin 
zu sehen, dass die Heimbewohner schnellst-
möglich aus ihrer Isolation herauskommen 
sollten. Dabei räumt das Gericht dem öffent-
lichen Auftraggeber einen Einschätzungs-
spielraum ein, ab wann konkret ein Beschaf-
fungsbedarf besteht. Politische Abstim-
mungsprozesse können dabei berücksichtigt 
werden. Das Gericht stellt sich damit auch 
hinter die Einschätzung des Bundesministeri-
ums für Wirtschaft und Energie, welches die 
Voraussetzungen des § 14 Abs. 4 Nr. 3 VgV 
als erfüllt ansah, wenn kurzfristige Beschaf-
fungen zur Bekämpfung des Corona-Virus 
notwendig sind.

Dringlichkeit schließt Wettbewerb nicht 
automatisch aus 

Das Gericht stellt zwar fest, dass in diesem 
Fall ein reguläres Vergabeverfahren – selbst 
bei Verkürzung sämtlicher Fristen – nicht 
möglich war. Eine Direktvergabe, also eine 
Vergabe ohne Einholung weiterer Angebote 
(sog. Notvergabe), ist jedoch nur unter den 
zusätzlichen Voraussetzungen der Verhält-
nismäßigkeit, insbesondere der Erforderlich-
keit möglich. Dabei kann sich der öffentliche 
Auftraggeber nicht darauf berufen, dass er 
wegen Personalmangels weitere Angebote 
nicht einholen konnte. Vor allem ist eine 
Direktvergabe aber unverhältnismäßig, 
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wenn dem Auftraggeber ein anderer potenti-
eller tauglicher und zudem auch erkennbar 
interessierter Anbieter bekannt ist.  

Die Nichteinholung weiterer Angebote 
führte in dem zu entscheidenden Fall zur  
Unwirksamkeit des Vertrags nach § 135 
Abs. 1 Nr. 2 GWB. Nach dem Sinn und Zweck 
will dieser umfassend eine „heimliche 
Vergabe“ verhindern, sodass es nicht nur for-
mal auf die unterbliebene Veröffentlichung 
einer Bekanntmachung ankommen kann. 
Der § 135 Abs. 1 Nr. 2 GWB ist laut Gericht 
weit zu verstehen, um dem Wettbewerbsge-
danken ausreichend Rechnung zu tragen. 

Hinweis für die Praxis 

Gerade in Zeiten von Corona ist diese Ent-
scheidung von großer praktischer Bedeu-
tung. Die Pandemie wird auch weiterhin die 
Frage nach der Dringlichkeit öffentlicher  
Beschaffungen und deren Konformität mit 
dem Vergaberecht aufwerfen. An der Voraus-
setzung der „äußersten Dringlichkeit“ dürfte 
eine Beschaffung zur Bekämpfung des 
Corona-Virus eher nicht scheitern. Ein Auto-
matismus für eine Direktvergabe in Fällen 
der „äußersten Dringlichkeit“ gibt es indes 
nicht. Grundsätzlich müssen weitere Ange-
bote eingeholt werden. Dabei ist von beson-
derer Bedeutung, ob potentielle Auftragneh-
mer dem Auftraggeber bekannt sind. Perso-
nalmangel in Behörden kann jedenfalls die 
Nichteinholung von Angeboten nicht recht-
fertigen. 

 

 

Rückfragen bei [GGSC] bitte an: 

Rechtsanwalt  
Felix Brannaschk 

 

 
->zurück zum Inhaltsverzeichnis 

 

[AUSBLEIBENDER WETTBEWERB – 
WAS NUN?] 

Dem EU-Vergaberecht liegt die Annahme  
zugrunde, dass der Wettbewerb um eine aus-
geschriebene Leistung für den Auftraggeber 
das wirtschaftlichste Ergebnis hervorbringt. 
Was aber, wenn in einem Vergabeverfahren 
kein Wettbewerb stattfindet?  

Aufhebung bei Ausbleiben von Angeboten 
und Einleiten Verhandlungsverfahren 

Das Vergaberecht gibt nur eine Antwort für 
den Fall, dass kein Angebot eingegangen ist, 
das den Bedingungen entspricht.  

In diesem Fall kann das Verfahren nach § 63 
Absatz 1 Nr. 1 VgV aufgehoben werden. Der 
Beschaffungsbedarf allerdings bleibt und oft 
wird die Zeit bis zum Vertragsbeginn knap-
per. Die Lösung des Vergaberechts für diesen 
Fall liegt in der Durchführung eines Verhand-
lungsverfahrens nach § 14 Absatz 4 Nr. 1 VgV 
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– ohne Teilnahmewettbewerb. Der Auftrag-
geber kann also mehrere Unternehmen  
unmittelbar zur Angebotsabgabe auffordern. 
Die Bedingungen des ursprünglich ausge-
schriebenen Auftrages dürfen in diesem Fall 
allerdings nicht grundlegend geändert wer-
den. Außerdem hat die VK Nordbayern in  
Beschluss vom 14.09.2020 (RMF-SG21-3194-
5-25) zuletzt betont, dass das Verhandlungs-
verfahren ohne Teilnahmewettbewerb nur 
gewählt werden könne, wenn im ursprüngli-
chen Verfahren ein transparenter und diskri-
minierungsfreier Wettbewerb sichergestellt 
war. 

Überprüfung der Bedingungen der  
Ausschreibung/ Markterkundung 

Daher macht es in der Regel Sinn, die Bedin-
gungen des ursprünglichen Verfahrens zu 
hinterfragen:  

War die Vertragslaufzeit zu lang oder aber zu 
kurz gewählt?  

Bergen Art und Weise der Preisabfrage und 
Vergütung zu hohe Risiken für die Bieter?  

Zur Klärung bieten sich Nachfragen bei  
potentiellen Bieterunternehmen im Sinne  
einer Markterkundung nach § 28 VgV an  
(s. zum Thema Markterkundung auch den 
weiteren Beitrag „Neues zur Markterkun-
dung“ in diesem Heft). Grundlegende Ände-
rungen zentraler Inhalte der Ausschreibung 
lassen sich allerdings nur in einem neuen  
offenen Verfahren einbringen. Für die Über-
gangszeit bis zu dessen Durchführung und 
Abschluss kann sich eine Interimsvergabe 
wegen Dringlichkeit als Verhandlungsverfah-
ren nach § 14 Absatz 1 Nr. 4 VgV als zulässig 

erweisen. Dafür müssen äußerst dringliche, 
zwingende Gründe im Zusammenhang mit 
Ereignissen, die der betreffende öffentliche 
Auftraggeber nicht voraussehen konnte, die 
Einhaltung der sonst geltenden Mindestfris-
ten unmöglich machen; die Umstände zur 
Begründung der äußersten Dringlichkeit dür-
fen dem öffentlichen Auftraggeber nicht  
zuzurechnen sein.  

Interimsvergabe nur für die vorübergehende 
Sicherung der Leistungserbringung  

Das OLG Karlsruhe hat in Beschluss vom 
04.12.2020 (15 Verg 8/20) jüngst betont, 
dass die Vertragsdauer in diesen Fällen auf 
einen Zeitraum zu beschränken ist, der für 
die Kontinuität der Leistungserbringung 
während der Vorbereitung und Durchfüh-
rung eines sich anschließenden ordnungsge-
mäßen Vergabeverfahrens erforderlich ist. 

Problemfall: Nur ein Angebot  

Keine Vorschläge hält das Vergaberecht  
parat für den Fall, dass mangels Wettbewer-
bes genau ein Angebot eingereicht wird.  

In diesem Fall stellt sich vor allem die Frage, 
ob das Ergebnis wirtschaftlich ist. Dies lässt 
sich wegen fehlender Vergleichsangebote oft 
nur bei intensiver Überprüfung feststellen. 
Gerade weil die vergaberechtliche Hürde für 
die Aufhebung wegen Unwirtschaftlichkeit 
hoch ist, muss eine Aufhebungsentschei-
dung gut begründet sein und setzt in der Re-
gel eine nähere Aufklärung der Angebots-
preise voraus.  
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[GGSC] berät öffentliche Auftraggeber bei 
der Angebotsprüfung. 

Rückfragen bei [GGSC] bitte an:  
->zurück zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

 

 

 

 

 

-> zurück zum Inhaltsverzeichnis 

 

[DIE URKALKULATION: ALLES 
STRENG GEHEIM?] 

Ist ein Auftraggeber zur Öffnung der vom 
Auftragnehmer verschlossen übergebenen 
Urkalkulation berechtigt, dann darf der Auf-
traggeber von der Urkalkulation regelmäßig 
auch Kopien anfertigen und diese an berech-
tigte Dritte weitergeben. 

Realistische Angebotsprüfung meist nur mit 
Urkalkulation 

Die Urkalkulation ist für Vergaben im Bau- 
wie im Dienstleistungsbereich oft zentral für 
die Überprüfung eines Angebots auf Plausibi-
lität und Angemessenheit. Nicht weniger 
wichtig ist sie, wenn Auftraggeber und -neh-
mer nach Auftragsvergabe bei Preisanpas-
sungen und Nachträgen uneins sind. Insbe-
sondere für Auftraggeber ist es daher ent-
scheidend, die Urkalkulation eingehend und 
umfassend prüfen zu können. Nur so kann 
ein Angebot realistisch beurteilt werden. 

Viele Auftraggeber beauftragen ihrerseits 
deshalb auch Dritte mit der Überprüfung von 
Teilen der Urkalkulation, beispielsweise 
wenn die eigene Expertise hierfür nicht aus-
reicht. 

Streit um sensible Informationen und  
Geschäftsgeheimnisse 

Aus Sicht der Bieter und Auftragnehmer sind 
die in einer Urkalkulation enthaltenen Infor-
mationen allerdings höchst sensibel: Schließ-
lich finden sich in ihr viele Details zur Preisge-
staltung und damit Geschäftsgeheimnisse, 
die nicht bekannt werden sollen. In der Praxis 
wird deshalb weit überwiegend vereinbart, 
dass die Urkalkulation verschlossen zu über-
geben ist und nur zu festgelegten Anlässen 
geöffnet werden darf. Und das auch nur, 
wenn der Auftraggeber dem Bieter oder Auf-
tragnehmer mindestens Gelegenheit gibt, 
bei der Öffnung anwesend zu sein. So wird 
versucht, das Aufklärungsinteresse des Auf-
traggebers und das Geheimhaltungsinte-
resse der Bieter und Auftragnehmer in ein 
vernünftiges Gleichgewicht zu bringen.  

Wird eine Urkalkulation tatsächlich geöffnet, 
gibt es aber trotzdem häufig Streit, denn Bie-
ter und Auftragnehmer haben – nachvoll-
ziehbare – Hemmungen, das Dokument „aus 
dem Raum“ zu lassen. Sie wollen meist nicht, 
dass Kopien erstellt oder dass diese Kopien 
auch noch Dritten zugänglich gemacht wer-
den. Eine echte Prüfung gelingt Auftragge-
bern aber meist nur, wenn auch die von 
ihnen einbezogenen Dritten umfassend Ein-
blick in die Urkalkulation erhalten. 
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Geheimhaltung nicht so streng wie oft 
angenommen 

Ein Blick in die Rechtsprechung zeigt jedoch, 
dass die Anforderungen an die Geheimhal-
tung weit weniger strikt ausgelegt werden, 
als von Bietern und Auftragnehmern oft 
angenommen. So hat das OLG München 
bereits 2007 entschieden, dass allein aus 
dem Umstand, dass der Auftragnehmer bei 
der Öffnung anwesend sein darf, nicht zu fol-
gern ist, dass der Auftraggeber keine Kopien 
erstellen darf. Vielmehr sei sogar das Gegen-
teil zutreffend: Wer eine solche Öffnung im 
Streitfall vereinbart, der bezweckt mit der 
Regelung gerade, dass die Urkalkulation ein-
gehend überprüft wird. Diese Prüfung wird 
aber, so das Gericht, während eines einzigen 
Termins regelmäßig nicht möglich sein, 
schon deshalb darf der Auftragnehmer 
Kopien erstellen und diese auch an Dritte 
weitergeben, die er mit der Prüfung beauf-
tragt hat (OLG München, Beschluss vom 
16.01.2007 –  27 W 3/07).  

Die Anwesenheit des Bieters diene zudem 
nicht primär dem Geheimnisschutz, sondern 
der schnellen und direkten Klärungen einzel-
ner Unklarheiten. 

Verpflichtung des Auftraggebers zur 
Geheimhaltung 

Die Angst der Bieter und Auftragnehmer vor 
dem Bekanntwerden ihrer Geschäftsgeheim-
nisse dürfte aber auch in der Sache unbe-
gründet sein, da der Auftraggeber selbstver-
ständlich zum Schutz der Geschäftsgeheim-
nisse verpflichtet ist. Zudem hat dieser selbst 

ein Interesse daran, dass sich die Informatio-
nen nicht verbreiten: Würden Informationen 
zur Preisgestaltung den Konkurrenten 
bekannt, so wird dies häufig auch die Wirt-
schaftlichkeit zukünftiger Ausschreibungen 
und Aufträge des Auftraggebers gefährden. 

Alles in allem zeigt sich: Ja, die Urkalkulation 
enthält sensible Informationen. Kommt es 
aber zur Öffnung der Urkalkulation, muss sie 
auch umfassend unter Einbeziehung exter-
nen Sachverstands geprüft werden können. 

Rückfragen bei [GGSC] bitte an: 

->zurück zum Inhaltsverzeichnis 

[NEUES ZUR MARKTERKUNDUNG] 

Gerade in einem schwierigen Marktumfeld 
ist der potenzielle Auftraggeber gut beraten, 
der Ausschreibung eine fundierte Markter-
kundung vorzuschalten. So kann er prüfen, 
ob sein Beschaffungsbedarf auch auf ein 
zufriedenstellendes Angebot im Markt trifft 
oder ob er – im wohlverstandenen Eigeninte-
resse – noch an einigen Stellschrauben der 
anstehenden Vergabe drehen muss, um mit 
einem für ihn zufriedenstellenden Ergebnis 
rechnen zu können.  
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Bei der Durchführung der Markterkundung 
ist Sorgfalt geboten, auch wenn hierfür keine 
konkreten Verfahrensregeln gelten. Bei der 
Vorbereitung dürfte eine Checklist zu den 
Fragen, die an die potenziellen Bieter gerich-
tet werden sollen, für ein transparentes Ver-
fahren helfen. Eine auf mehrere Anbieter zu-
geschnittene Struktur der Checkliste hilft 
dann auch jegliche Eindrücke eines besonde-
ren oder gar ausschließlichen Interesses an 
einem Anbieter zu vermeiden. Dies schließt 
es natürlich nicht aus, dass trotzdem und 
aufgrund von betrieblichen Besonderheiten 
bei den einzelnen, potenziellen Bietern an 
diese auch individuelle und auf sie zuge-
schnittene Fragen gerichtet werden.  

Gerade wenn der Auftraggeber aus den 
Ergebnissen der Markterkundung Folgerun-
gen für die Wahl eines besonderen und nur 
im Ausnahmefall zulässigen Vergabeverfah-
rens ziehen will, ist er gut beraten, die 
Markterkundung sorgfältig zu dokumentie-
ren. An gesetzlichen Vorgaben hierfür fehlt 
es zwar, in einem nachfolgenden Nachprü-
fungsverfahren eines nicht beteiligten oder 
übergangenen Bieters ist dies aber regelmä-
ßig von Vorteil. Dies gilt in besonderem Maße 
dann, wenn der Auftraggeber sich im Ergeb-
nis der Markterkundung für eine Direkt-
vergabe entscheidet:   

Eine fundierte Dokumentation lohnt sich für 
den Fall sich anschließender Streitigkeiten 
um die Vergabe 

Sowohl die VK Bund (Beschl. v. 29.09.2020, 
VK 2 – 73/20) als auch das OLG Rostock 
(Beschl. v. 25.11.2020, 17 Verg 1/20) haben 
sich kürzlich mit den Voraussetzungen der 
Durchführung einer Direktvergabe ohne 

Wettbewerb gemäß § 14 Abs. 4 Nr. 2 Buchst. 
b) VgV und – hier von besonderem Interesse
– der Rolle der vorangehenden Markterkun-
dung befasst.

Eine solche Direktbeauftragung kommt 
gerade bei Oberschwellenvergaben ja nur im 
absoluten Ausnahmecharakter in Betracht 
und ist an enge Voraussetzungen gemäß § 14 
Abs. 6 VgV geknüpft. Sie erweist sich nur 
dann als zulässig, wenn es keine vernünftige 
Alternative oder Ersatzlösung gibt und der 
mangelnde Wettbewerb nicht das Ergebnis 
einer künstlichen Einschränkung der Auf-
tragsparameter ist (vgl. dazu auch den Bei-
trag zu corona-bedingten Verfahrensent-
scheidungen in diesem Heft). Verzichtet ein 
öffentlicher Auftraggeber dennoch vollstän-
dig auf den Wettbewerb besteht für eine sol-
che Entscheidung ein besonderer Rechtferti-
gungsbedarf.  

Bedeutung der vorgeschalteten Markter-
kundung für vergaberechtliche Folgeent-
scheidungen 

Im Fall der VK Bund hatte die Vergabestelle 
nach eigener Darstellung die Websites ein-
zelner potentieller Anbieter angesehen, Lite-
raturrecherchen vorgenommen, mit drei 
Unternehmen zu potenziell in Betracht kom-
menden Geräten Gespräche geführt sowie 
einen weiteren E-Mail-Kontakt unterhalten.  

Im Ergebnis dieser Nachforschungen war die 
Vergabestelle zu dem Ergebnis gelangt, dass 
ausschließlich das Gerät eines einzigen 
Unternehmens ihren Anforderungen genü-
gen könne. Deswegen hat sie sich unter Ver-
zicht auf den Wettbewerb zur Durchführung 
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eines Verhandlungsverfahrens ohne Teilnah-
mewettbewerb entschieden - dies nach Auf-
fassung der VK Bund jedoch zu Unrecht.  

Aus der Markterkundung die richtigen 
Folgerungen ziehen! 

Zwar sei die Markterkundung an sich ord-
nungsgemäß durchgeführt worden. Insbe-
sondere könne vom öffentlichen Auftragge-
ber nicht verlangt werden, dass sich dieser so 
umfassenden Kenntnisse aneignet, wie sie 
beim Hersteller selbst vorhanden sind. Viel-
mehr reiche es wie vorliegend geschehen 
aus, wenn sich der Auftraggeber bei Nutzern 
vergleichbarer Produkte über die jeweiligen 
Vor- und Nachteile informiert und verfüg-
bare Informationsquelle zu Rate zieht um 
sich ein Bild vom Markt zu machen.  

Was ist zu dokumentieren? 

Jedoch habe die Vergabestelle ihre Gründe, 
die letztlich zum Verzicht auf den Wettbe-
werb führten nicht hinreichend dokumen-
tiert. Z.B. sei unklar geblieben nach welchen 
Kriterien die Gesprächspartner ausgewählt 
wurden, von welchem Gesprächspartner 
welche Informationen geliefert wurden und 
über welche konkreten Erfahrungen diese 
verfügten. Im Ergebnis seien damit die 
Gründe für den Wettbewerbsverzicht nicht 
hinreichend nachvollziehbar im Vergabever-
merk festgehalten worden und die Entschei-
dung der Vergabestelle damit unzulässig 
gewesen.  

Bieter können im späteren Rechtsstreit an 
ihren Aussagen aus der Markterkundung 
festgehalten werden  

Aber auch die potenziellen Bieter müssen 
schon bei der Markterkundung darauf ach-
ten, welche Aussagen sie treffen – schlimm-
stenfalls können ihnen diese in einem späte-
ren Vergaberechtsstreit zu ihren Lasten ent-
gegen gehalten werden:  

So hat das OLG Rostock die Entscheidung, 
einen definierten Bieter nicht am Vergabe-
verfahren zu beteiligen, in einem Fall nicht 
beanstandet, in dem just dieser Bieter im 
Rahmen einer vorangegangenen Markter-
kundung nach Überzeugung des Gerichts 
selbst ausdrücklich erklärt hatte, dass sein 
Produkt nicht den Anforderungen der Verga-
bestelle entspricht. Im entschiedenen Fall 
kam es der Vergabestelle für die dahinge-
hende Beweiserhebung im Nachprüfungs-
verfahren durchaus zugute, dass das voran-
gegangene Markterkundungsverfahren ein-
schließlich der dahingehenden Aussage des 
Bieters gut nachgezeichnet werden konnte.  

Zusammenfassend gilt: Markterkundungen 
sind ein probates Mittel für den Auftraggeber 
zu überprüfen, ob sein Beschaffungsbedarf 
auch auf einen interessierten Markt trifft. Die 
Ergebnisse eines solchen Verfahrens können 
– gut dokumentiert – dann wiederum die 
Grundlage für Verfahrensentscheidungen 
oder auch das ein oder andere Umsteuern 
sein. Auch die potenziellen Bieter müssen 
solche Erkundungen mit Blick auf mögliche 
Folgen bei der sich anschließenden Vergabe 
oder daraus folgenden Streitigkeiten ernst 
nehmen.
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[GGSC] berät zahlreiche Vergabestellen nicht 
nur bei Vergabekonzepten und der Durch-
führung von Vergabeverfahren, sondern gibt 
auch Hinweise für ein vorgelagertes Markter-
kundungsverfahren.  

Rückfragen bei [GGSC] bitte an:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

->zurück zum Inhaltsverzeichnis 

 

[PFLICHTEN DER ÖFFENTLICHEN 
AUFTRAGGEBER NACH EINFÜH-
RUNG DER BUNDESWEITEN ELEKT-
RONISCHEN VERGABESTATISTIK] 

Seit dem 01.10.2020 ist die bundesweite 
elektronische Vergabestatistik beim Statisti-
schen Bundesamt in Betrieb. Für öffentliche 
Auftraggeber bedeutet dies, dass sie nun-
mehr den Melde- und Registrierungspflich-
ten der Vergabestatistikverordnung (Verg-
StatVO) unterliegen. 

Übermittlung von Informationen an das  
Statistische Bundesamt 

Öffentliche Auftraggeber haben die Pflicht, 
Informationen über vergebene Aufträge und 
Konzessionen an das Statistische Bundesamt 
zu übermitteln. Diese Meldepflicht gilt im 

Oberschwellenbereich sowie unterhalb der 
EU-Schwellenwerte ab einem Auftragswert 
über 25.000 Euro ohne Umsatzsteuer. Bei 
den zu übermittelnden Daten handelt es sich 
um Angaben zum Auftraggeber, zum Auf-
tragsgegenstand, zum Verfahren und zur 
Auftragsvergabe. Personenbezogene Daten 
der Bieter bzw. des Auftragnehmers müssen 
nicht weitergegeben werden. Die Informatio-
nen sind innerhalb von 60 Tagen nach  
Zuschlagserteilung zu übermitteln. Im Falle 
einer Losaufteilung wird die Frist erst mit  
Bezuschlagung des letzten Loses in Gang  
gesetzt. Bislang ist keine Sanktionierung für 
den Fall vorgesehen, dass der Auftraggeber 
eine Datenübermittlung versäumt. 

Einrichtung und Registrierung von Berichts-
stellen 

Für die Übermittlung der Informationen  
bedienen sich die Auftraggeber sog. Berichts-
stellen. Der Auftraggeber kann beliebig viele 
Berichtsstellen registrieren. Wegen des Risi-
kos von Mehrfacheintragungen und wegen 
der Fehleranfälligkeit ist zu empfehlen, die 
Zahl gering zu halten.  

Beim Auftraggeber Einrichtung einer  
Berichtsstelle erforderlich 

Der Auftraggeber kann frei entscheiden, wel-
che Stelle als Berichtsstelle tätig werden soll. 
Das kann das jeweilige Fachamt des Auftrag-
gebers selbst sein, die zentrale Vergabestelle 
oder die zentrale Beschaffungsstelle. Ebenso 
kann der Auftraggeber ein eigenes Refe-
rat/Dezernat einrichten. Auch externe Pro-
jektbegleiter können als Berichtsstelle regis-
triert werden, wie bspw. Rechtsanwalts- oder 

https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/caroline-von-bechtolsheim/
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-und-betriebswirtinnen/janna-birkhoff
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Ingenieurbüros. Bei einer gemeinsamen Auf-
tragsvergabe sollten die Auftraggeber unter-
einander abstimmen, wessen Berichtsstelle 
die Übermittlung übernimmt. Es bietet sich 
an, dass es die Berichtsstelle desjenigen Auf-
traggebers übernimmt, der den größten An-
teil am gemeinsamen Auftrag hat. 

Die Berichtsstelle(n) wird/werden beim Sta-
tistischen Bundesamt bei IDEV Destatis unter 
der Adresse www.vergabestatistik.org/re-
gistrierung registriert. Es sollte eine  
Ansprechperson angegeben werden. Pro  
Zugangskennung können bis zu 5 Mitarbei-
ter (auch gleichzeitig) angemeldet sein. 

[GGSC] berät regelmäßig öffentliche Auf-
traggeber bei der Durchführung von Verga-
beverfahren.  

Rückfragen bei [GGSC] bitte an:  
 
 
 
 

->zurück zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

 

 

 
 

[GGSC] AUF VERANSTALTUNGEN 

Die [GGSC] Seminare GmbH bietet Ihnen 
Inhouse-Schulungen zu allen aktuellen 
Rechtsfragen der Abfallwirtschaft, insb. zum 
Abfallgebühren, Vergabe- und Verpackungs-
recht an. Selbstverständlich besteht das  
Angebot auch für Webinare, die wir online 
mit Ihren Mitarbeiter*innen durchführen  
können. Senden Sie uns Ihre Anfrage bitte an  
info@ggsc-seminare.de. 

Rechtsanwalt Prof. Hartmut Gaßner 
Rechtsanwalt Linus Viezens 
Rechtsanwalt Dr. Frank Wenzel 

Wiederholung Update Verpackungsgesetz - 
Verhandlungsstand und Rechtsprechung  
Online [GGSC Seminare] 

24.02.2021  
 

Rechtsanwältin Katrin Jänicke 
Rechtsanwalt Dr. Manuel Schwind 

Aktuelle Fragen bei der Erhebung von  
Straßenreinigungsgebühren 
Akademie Dr. Obladen GmbH 

09.03.2021 

 

Rechtsanwältin Katrin Jänicke 
Rechtsanwältin Caroline v. Bechtolsheim 
Auswirkungen des neuen KrWG auf das  
Tagesgeschäft 
Online [GGSC Seminare] 
17.03.2021 

 

 

http://www.vergabestatistik.org/registrierung
http://www.vergabestatistik.org/registrierung
mailto:info@ggsc-seminare.de
https://www.ggsc.de/veranstaltungen/seminare/wiederholung-update-verpackungsgesetz-verhandlungsstand-und-rechtsprechung
https://kommunalwirtschaft.eu/veranstaltungen/strassenreinigung/04030-aktuelle-fragen-bei-der-erhebung-von-strassenreinigungsgebuehren
https://www.ggsc.de/veranstaltungen/seminare/auswirkungen-des-neuen-krwg-auf-das-tagesgeschaeft
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22. [GGSC] Infoseminar „Erfahrungsaus-
tausch“ Kommunale Abfallwirtschaft“ in 
Berlin 

[GGSC Seminare] 

10./11.06.2021 

 

[GGSC-VERÖFFENTLICHUNGEN] 

In der Ausgabe der Zeitschrift Müll und  
Abfall (Heft 11/2020, Seite 581) findet sich 
ein Beitrag von [GGSC] Rechtsanwält*innen 
zu folgendem Thema: 
 EuGH: Vergabefreie Interkommunale 

Kooperation bei „Hilfsgeschäften“ mög-
lich 

 VG München: Rechtmäßigkeit einer An-
ordnung betr. Die Getrennterfassung 
von Bioabfällen 

_________________________________ 

Rahmenvorgaben nach § 22 Abs. 2 VerpackG 
vor Gericht 

Rechtsanwalt Dr. Frank Wenzel 
in AbfallR 2020, S. 248-252 
 

Kommunale Beschlussfassung und  
Erhebung von Benutzungsgebühren in  
Zeiten der COVID 19-Pandemie 

Rechtsanwältin Katrin Jänicke 
Rechtsanwalt Dr. Manuel Schwind 
in AbfallR 2020, S. 107–119 
 

[HINWEIS AUF ANDERE GGSC-
NEWSLETTER] 

Abfall Newsletter 

Januar 2021 
 Einige Themen dieser Ausgabe:  

• Verpackungsgesetz- und kein Ende!? 

• Schutz der Gewässer durch techni-
sche und bauliche Sicherheitseinrich-
tungen in Abfallzwischenlägern 

• BVerwG zur Verwertung minerali-
scher Abfälle: Abgrenzung von Ab-
fall- und Bodenschutzrecht 

• [GGSC] Handout zur Berechnung der 
Irrelevanzschwelle / Gewerbliche 
Sammlungen 

• Kleinanzeigenportale zur Förderung 
der Abfallvermeidung 

• Umstellung PPK-Verträge auf  
VerpackG 

• Sperrmüllsammlung – neue Anforde-
rungen im KrWG 

• Alle Jahre wieder - die Preisanpas-
sung 

• Referentenentwurf Bioabfallverord-
nung: „Kleine Novelle“ 

• Verpackungsgesetz - Kein Eilrechts-
schutz gegen Zuweisung ans Schieds-
gericht 

https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-abfall-januar-2021
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-abfall-januar-2021/verpackungsgesetz-und-kein-ende
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-abfall-januar-2021/schutz-der-gewaesser-durch-technische-und-bauliche-sicherheitseinrichtungen-in-abfallzwischenlaegern
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-abfall-januar-2021/schutz-der-gewaesser-durch-technische-und-bauliche-sicherheitseinrichtungen-in-abfallzwischenlaegern
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-abfall-januar-2021/schutz-der-gewaesser-durch-technische-und-bauliche-sicherheitseinrichtungen-in-abfallzwischenlaegern
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-abfall-januar-2021/bverwg-zur-verwertung-mineralischer-abfaelle-abgrenzung-von-abfall-und-bodenschutzrecht
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-abfall-januar-2021/bverwg-zur-verwertung-mineralischer-abfaelle-abgrenzung-von-abfall-und-bodenschutzrecht
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-abfall-januar-2021/bverwg-zur-verwertung-mineralischer-abfaelle-abgrenzung-von-abfall-und-bodenschutzrecht
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-abfall-januar-2021/ggsc-handout-zur-berechnung-der-irrelevanzschwelle-/-gewerbliche-sammlungen
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-abfall-januar-2021/ggsc-handout-zur-berechnung-der-irrelevanzschwelle-/-gewerbliche-sammlungen
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-abfall-januar-2021/ggsc-handout-zur-berechnung-der-irrelevanzschwelle-/-gewerbliche-sammlungen
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-abfall-januar-2021/kleinanzeigenportale-zur-foerderung-der-abfallvermeidung
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-abfall-januar-2021/kleinanzeigenportale-zur-foerderung-der-abfallvermeidung
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-abfall-januar-2021/umstellung-ppk-vertraege-auf-verpackg
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-abfall-januar-2021/umstellung-ppk-vertraege-auf-verpackg
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-abfall-januar-2021/sperrmuellsammlung-neue-anforderungen-im-krwg
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-abfall-januar-2021/sperrmuellsammlung-neue-anforderungen-im-krwg
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-abfall-januar-2021/alle-jahre-wieder-die-preisanpassung
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-abfall-januar-2021/alle-jahre-wieder-die-preisanpassung
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-abfall-januar-2021/referentenentwurf-bioabfallverordnung-kleine-novelle
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-abfall-januar-2021/referentenentwurf-bioabfallverordnung-kleine-novelle
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-abfall-januar-2021/verpackungsgesetz-kein-eilrechtsschutz-gegen-zuweisung-ans-schiedsgericht
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-abfall-januar-2021/verpackungsgesetz-kein-eilrechtsschutz-gegen-zuweisung-ans-schiedsgericht
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-abfall-januar-2021/verpackungsgesetz-kein-eilrechtsschutz-gegen-zuweisung-ans-schiedsgericht
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• Abfallrechtliche Entscheidungen in 
Kürze 

 
[HINWEIS AUF KOMMUNALWIRT-
SCHAFT.DE] 

Wir erlauben uns, Sie auf das Angebot der 
apm3 GmbH bzw. der Akademie Dr. Obladen 
hinzuweisen, dass Sie im Internet unter 
www.kommunalwirtschaft.eu finden. Auf 
der Seite finden Sie regelmäßig Neuigkeiten 
von [GGSC] zu abfall- und vergaberechtlichen 
Fragestellungen – klicken Sie dort auf die Ka-
tegorie „Recht [GGSC]“.Wenn Sie tagesaktu-
elle Informationen wünschen, bestellen Sie 
dort den (kostenlosen) „Tagesanzeiger“. 

 

https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-abfall-januar-2021/abfallrechtliche-entscheidungen-in-kuerze
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-abfall-januar-2021/abfallrechtliche-entscheidungen-in-kuerze
http://www.kommunalwirtschaft.eu/
https://kommunalwirtschaft.eu/recht.html
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